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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat ein Urteil über
Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeiten von Journalisten und Online-Medien
gesprochen, wenn sie rechtswidrige Aufnahmen mit privaten und vertraulichen
Informationen veröffentlichen. In dem Fall geht es um die gerichtlichen
Anordnungen, mit denen die Nachrichten-Website Mediapart verpflichtet wurde,
Niederschriften und Tonaufzeichnungen von Gesprächen zu entfernen, die
rechtswidrig in der Wohnung von Liliane Bettencourt, der Mehrheitsaktionärin der
L'Oréal-Gruppe, aufgezeichnet worden waren. Der EGMR befand, dass die
Enthüllung der illegalen Aufnahmen so schwerwiegend war, dass die gerichtlichen
Anordnungen, sie von der Nachrichten-Website zu entfernen, nicht das Recht auf
freie Meinungsäußerung nach Artikel 10 der Europäischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) verletzten.

Das Urteil befasst sich mit zwei Anträgen, die sich auf zwei getrennte richterliche
Anordnungen beziehen, welche gegen Mediapart, eine Nachrichten-Website, und
ihren Chefredakteur Edwy Plénel sowie einen Journalisten, Fabrice Arfi, erlassen
wurden, um Tonauszüge und Niederschriften rechtswidriger Aufnahmen, die in
der Wohnung von Bettencourt gemacht wurden, von der Website des
Nachrichtenunternehmens zu entfernen. Die Aufnahmen wurden heimlich von
Bettencourts Butler über einen Zeitraum von mehr als einem Jahr bei einigen ihrer
Treffen und Gesprächen mit anderen Personen gemacht. Bettencourts Tochter
hatte CD-ROMs mit diesen Aufnahmen der nationalen Finanzpolizei übergeben.
Die Aufnahmen waren Teil des Beweismaterials in einem großen Strafverfahren,
in dem der Missbrauch von Bettencourts Schwäche und die schlechte Verwaltung
ihres Vermögens verhandelt wurden und in das auch einige Personen des
öffentlichen Lebens verwickelt waren. Als im Juni 2010 in der Presse viel über den
Fall berichtet wurde, beschloss Mediapart, Auszüge aus diesen Aufnahmen online
auf seiner Nachrichten-Website zu veröffentlichen. Zunächst beantragte P.D.M.,
Bettencourts Vermögensverwalter, und später Bettencourt selbst im Eilverfahren,
dass alle Auszüge aus den in Bettencourts Wohnung gemachten rechtswidrigen
Aufnahmen wegen Verletzung der Privatsphäre von der Mediapart-Website
entfernt werden. Nach einem mehrjährigen Verfahren, einschließlich einer Reihe
von Urteilen des Kassationshofs, wurde Mediapart angewiesen, alle Auszüge von
seiner Nachrichtenseite zu entfernen, da die Veröffentlichung der Aufnahmen
nicht mit Pressefreiheit oder einem angeblichen Beitrag zu einer Debatte von
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öffentlichem Interesse gerechtfertigt werden konnte. Die Anordnungen zur
Entfernung der rechtswidrigen Aufnahmen wurden ungeachtet dessen, dass der
Inhalt der Aufnahmen auch von anderen Nachrichtenmedien verbreitet worden
war, als verhältnismäßig im Hinblick auf die begangene Straftat angesehen.
Mediapart und sein Chefredakteur wurden außerdem zur Zahlung von
Schadensersatz für immaterielle Schäden verurteilt. In der Zwischenzeit wurden
Strafverfahren gegen Plénel und Arfi sowie andere Journalisten eingeleitet, die an
der Veröffentlichung der rechtswidrigen Aufnahmen beteiligt waren. Alle
Journalisten wurden mit der Begründung freigesprochen, sie hätten mit der
Veröffentlichung der beanstandeten Auszüge und dem begleitenden Kommentar
zur kontextuellen Einordnung nicht die Absicht gehabt, Bettencourts Privatsphäre
zu verletzen.

2014 reichten Mediapart, Plenel und Arfi eine Beschwerde beim EGMR ein, die
gerichtlichen Anordnungen, die sie dazu verpflichteten, die Text- und Tonauszüge
der rechtswidrigen Aufnahmen, die in Bettencourts Haus gemacht wurden, von
der Mediapart-Nachrichtensite zu entfernen, hätten ihr Recht auf freie
Meinungsäußerung gemäß Artikel 10 EMRK verletzt. Der Gerichtshof bekräftigte,
Artikel 10 garantiere keine völlig uneingeschränkte Meinungsfreiheit, auch nicht in
Bezug auf Medienberichterstattung über Angelegenheiten von erheblichem
öffentlichen Interesse. Die Ausübung dieser Freiheit bringe Pflichten und
Verantwortlichkeiten mit sich, die auch für die Presse gelten. Ein Journalist könne
nicht allein deshalb exklusive Immunität von strafrechtlicher Verantwortung
geltend machen, weil er die fragliche Straftat im Gegensatz zu anderen Personen,
die ihr Recht auf freie Meinungsäußerung ausüben, in Ausübung seiner
journalistischen Tätigkeit begangen habe. Darüber hinaus sollten Verletzungen
der Privatsphäre, die aus einem Eindringen in das Privatleben von Personen durch
den Einsatz technischer Vorrichtungen zum rechtswidrigen Abhören, Aufzeichnen
von Videos oder Fotografieren resultieren, einem besonders aufmerksamen
Schutz unterliegen. Mediapart sei sich bewusst gewesen, dass die Preisgabe von
Aufnahmen, die ohne das Wissen Bettencourts gemacht worden seien, eine
Straftat darstelle, was das Unternehmen hätte veranlassen müssen, Umsicht und
Vorsicht walten zu lassen, ungeachtet der Tatsache, dass sein Handeln unter
anderem darauf abgezielt habe, die Ausnutzung des schwächlichen Zustands
Bettencourts anzuprangern. Der EGMR verwies auch auf die Feststellungen der
französischen Gerichte, die Öffentlichkeit hätte auf andere Weise über
dieseAngelegenheiten informiert werden können, als die rechtswidrigen
Aufnahmen zugänglich zu machen, und die Entscheidung von Mediapart, die
Aufnahmen zu veröffentlichen, sei unnötig aufsehenerregend gewesen. Der
Gerichtshof bekräftigte, dass eine Person unter bestimmten Umständen auch
dann, wenn sie der Allgemeinheit bekannt sei, die berechtigte Erwartung haben
könne, dass ihr Privatleben geschützt und respektiert werde. Die Tatsache, dass
eine Person zur Kategorie der Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens gehöre,
berechtige die Medien nicht dazu, die beruflichen und ethischen Grundsätze zu
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verletzen, die ihr Handeln bestimmen müssten, oder ein Eindringen in das
Privatleben einer Person zu legitimieren, insbesondere im Fall von Personen, die
wie Bettencourt keine offiziellen Funktionen ausübten.

In Anbetracht des Umfangs der Veröffentlichungen auf der Mediapart-Website
seien die inländischen Gerichte unter den Umständen des Falles zu dem
berechtigten Schluss gekommen, dass das öffentliche Interesse hinter dem Recht
von Bettencourt und P.D.M. auf Achtung ihres Privatlebens zurückstehen müsse.
Obwohl der Zugriff auf die Website nicht kostenlos gewesen sei, seien die
niedergeschriebenen Aussagen für eine große Anzahl von Personen sichtbar
gewesen und für einen beträchtlichen Zeitraum online geblieben. Internetsites
seien ein Informations- und Kommunikationsinstrument, das sich besonders von
den Printmedien unterscheide, vor allem im Hinblick auf ihre Fähigkeit,
Informationen zu speichern und zu übermitteln; das Risiko, die Ausübung und die
Wahrnehmung von Menschenrechten und Freiheiten zu beeinträchtigen, das von
Inhalten und Mitteilungen im Internet ausgehe, insbesondere des Rechts auf
Achtung des Privatlebens, sei sicherlich höher als jenes, das von der Presse
ausgehe. Der EGMR verwies auf die Argumentation der nationalen Gerichte, die
Störung einer Frau zu beenden, die, obwohl sie eine Person des öffentlichen
Lebens war, nie in die Veröffentlichung der Auszüge eingewilligt hatte. Damit
wurde auch auf die Tatsache verwiesen, dass Bettencourt schutzbedürftig war
und berechtigterweise erwarten durfte, dass die rechtswidrigen
Veröffentlichungen, die sensible vertrauliche Informationen enthielten, von der
Nachrichten-Website entfernt werden. Obwohl der Inhalt der Aufnahmen zum
Zeitpunkt der gerichtlichen Anordnung bereits weitgehend verbreitet war, war
ihre wörtliche Veröffentlichung von Anfang an rechtswidrig und blieb für die
gesamte Presse verboten. Das Gericht stellte auch fest, dass den Klägern, die im
Strafverfahren freigesprochen worden waren, nicht die Möglichkeit genommen
worden sei, ihre Aufgabe zu erfüllen, über den öffentlichen Aspekt des Falls
Bettencourt zu informieren. In dieser Hinsicht hätten die Kläger unter den
Umständen des vorliegenden Falles nicht nachgewiesen, dass die Entfernung des
Inhalts der Aufnahmen und das Verbot ihrer weiteren Veröffentlichung tatsächlich
eine abschreckende Wirkung auf die Art und Weise gehabt habe, in der sie ihr
Recht auf freie Meinungsäußerung ausübten und weiterhin ausüben. Zudem sei
die Anordnung, die rechtswidrigen Aufnahmen von der Mediapart-Website zu
entfernen, die einzige wirksame Maßnahme gewesen, um das Eindringen in das
Privatleben von Bettencourt und P.D.M. zu beenden. Schließlich konnte der EGMR
keine gewichtigen und zwingenden Gründe dafür erkennen, seine Auffassung an
die Stelle derjenigen der nationalen Gerichte zu setzen und die von diesen
vorgenommene Abwägung aufzuheben. Er war überzeugt, dass die angeführten
Gründe sowohl maßgeblich als auch hinreichend waren, um zu zeigen, dass der
beanstandete Eingriff „in einer demokratischen Gesellschaft notwendig“ war und
dass die fraglichen Anordnungen nicht über das hinausgingen, was notwendig
war, um Bettencourt und P.D.M. vor dem Eingriff in ihr Recht auf Achtung des
Privatlebens zu schützen. Der EGMR befand daher einstimmig, dass kein Verstoß
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gegen Artikel 10 EMRK vorliegt.

Judgment by the European Court of Human Rights, Fifth Section, in the
case of Société Éditrice de Mediapart and others v. France, Application
Nos. 281/15 et 34445/15, 14 January 2021

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-207357

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Fünfte Sektion, in der
Rechtssache Société Éditrice de Mediapart und andere gegen Frankreich,
Beschwerde Nr. 281/15 und 34445/15, 14. Januar 2021
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